
Themen dieser  
Ausgabe:

Bildungs- und 
Teilhabepaket für 
Hartz IV-Familien 

Flüchtlingspolitik & 
Abschiebungen nach 
Syrien

Beziehungen zu Däne-
mark und deren Grenz-
kontrollen 

Europäische Atompo-
litik

CCS-Technologie

Betreuungsgeld 

Situation der Hebam-
men und Geburtshelfer

Übernahme des IFM-
Geomar

Glücksspielgesetz

Finanzielle Situation 
des Landes Schleswig-
Holstein

Vermittlung von 
Fremdsprachen

Ausbildungssituation 
von Jugendlichen

Auf der Tagesordnung stand das Ausführungsgesetz zum SGB II und zum-
Bundeskindergeldgesetz. Der Gesetzentwurf der Landesregierung wurde 
in einem beschleunigten Verfahren durch den Landtag geschleust, weil 
erst dieses Gesetz die Rechtsgrundlagen für die Kommunen schafft, um 
das rückwirkend zum 1. Januar geltende Bildungs- und Teilhabepaket für 
Hartz IV-Kinder in den Jobcentern umsetzen zu können.
Die Schwarz-Gelben Regierungsfraktionen, aber auch SPD und Grüne 
legten erwartungsgemäß den Schwerpunkt ihrer Debattenbeiträge auf 
die Notwendigkeit, die Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets 
schnellstmöglich in die Hartz IV-Familien zu bringen. 

Anders DIE LINKE. Antje Jansen, die sozialpolitische Sprecherin der 
Landtagsfraktion, nahm das schleppende Anlaufen des Pakets in Schles-

wig-Holstein zum Anlass, die Pleiten und Pannen beim Einstieg als Ergebnis der politischen 
Pfuscherei offenzulegen, die hinter der gesamten Neufassung der Kinderregelsätze steckt.
»Die Wirklichkeit zeigt seit Inkrafttreten der SGB II-Reform Ende März, dass das Bildungs- und 
Teilhabepaket nicht glaubwürdig ist«, sagte Antje Jansen in ihrer Rede:
 »Das Paket wird in den betroffenen Familien nicht akzeptiert. Das ist auch kein Wunder. Das 
Paket presst die Diskriminierung von 
Eltern in Gesetzesform, denen man kein 
Geld in die Hand geben mag.«
Diesen Generalverdacht bezeichnete 
Antje Jansen als schlicht unverschämt. 
Sie wies auf Untersuchungen hin, die 
eindeutig belegen: Auch in Familien, die 
von Grundsicherungsleistungen überle-
ben müssen, wird verantwortungsvoll 
mit dem wenigen Geld umgegangen.  
Auch in diesen Familien kommen die 
Kinder zuerst und es wird für die Kin-
der auf vieles verzichtet.
Zwar versuchte Sozialminister Dr. 
Heiner Garg in der weiteren Debatte, 
die Feststellung eines Generalverdachts 
bei den Hartz IV-Parteien als ungeheuerliche Unterstellung zurückzuweisen. Aber selbst dabei 
rutschte ihm wieder die Argumentation mit den Kindern aus Hartz IV-Familien durch, denen 
die soziale Teilhabe vorenthalten bleibe, wenn ihre Eltern Zugriff auf Geldleistungen bekämen.

Antje Jansen begründete in ihrer Rede, warum DIE LINKE trotz ihrer generellen Ablehnung 
der Gutscheinlösung dem vorgelegten Ausführungsgesetz für Schleswig-Holstein dennoch 
zugestimmt habe: 
»Wir als LINKE wollen Bildungschancen und wir wollen soziale und kulturelle Teilhabe für alle 
Kinder. Natürlich werden wir hier nicht blockieren, damit das Wenige, das das Teilhabepaket 
beinhaltet zumindest ankommen kann bei den Kindern und Jugendlichen.«
Allerdings werde sich DIE LINKE durch ihre Zustimmung nicht zum Komplizen eines weiteren 
Etikettenschwindels im Hartz IV-System machen. Es bleibe klar festzuhalten: »Das Bildungs- 
und Teilhabepaket ist der politische Offenbarungseid einer Regierung, die nicht gewillt ist, 
Bildung und soziale Teilhabe für alle Kinder institutionell zu fördern und garantieren!«
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Antje Jansen: »Das Bildungs- und 
Teilhabepaket ist nicht glaubwürdig!«

Landtagssitzung vom Mai 2011

Foto: S. Hofschläger@pixelio.de

Antje Jansen, 
Sozialpolitische Sprecherin 
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Auf unsere Initiative hin wagte der Landtag 
einen Blick über den schleswig-holsteinischen 
Tellerrand. Unser Antrag „Solidarität mit 
den demokratischen Bewegungen weltweit/ 
humanitäre EU-Flüchtlingspolitik statt Festung 
Europa“ (Drs. 17/1363) legt einen Fokus auf 
die Umwälzungen in den nordafrikanischen 
Ländern und den Ländern des nahen Ostens 
und solidarisiert sich mit diesen Protesten. 
Neben der Forderung nach schneller und unbü-
rokratischer humanitärer Hilfe für Flüchtlinge, 
wollen wir auch eine Flüchtlingsaufnahme 
nach Schleswig-Holstein, sowie ein Ende der 
FRONTEX-Einsätze an den europäischen Außen-
grenzen. 
Wie immer war das, was die regierungstragen-
den Fraktionen dazu zu sagen hatten, nichts 
als heiße Luft. Die Verantwortung wird auf 
andere europäische Staaten, wie zum Bei-

spiel Italien, an die EU oder die Bundesregie-
rung abgeschoben. Hilfe wollen CDU und FDP 
nur im Rahmen der „gesetzlichen Verpfl ichtun-
gen“ und der „im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel“ bereitstellen. 
Was das heißt, wissen wir alle: Es wird sich 
nichts ändern und nichts verbessern. 
Unser Antrag wurde abgelehnt.

Solidarität mit den demokratischen Bewegungen 
und schnelle unbürokratische humanitäre Hilfe für 
die Flüchtlinge!

„Ich weiß, dass Schles-
wig-Holstein nicht zu 
den reichsten Bundes-
ländern gezählt wird, 
aber verglichen mit 
dem Tschad, Burkina 
Faso oder Syrien sind 
die Verhältnisse, in de-
nen wir leben geradezu 
phantastisch. [...] Es 
erscheint mir zynisch 
von Hilfe im Rahmen 
unserer fi nanziellen 
Möglichkeiten zu reden, 
wie es Union und FDP 
in ihrem Änderungsan-
trag tun.“
(Heinz-Werner Jezewski)
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„Grenzkontrollen durch Dänemark
Dänemark will wieder Grenzkontrollen einrich-
ten. Die dänische rechtspopulistische Partei 
SVP will ihr Wahlversprechen wahr machen 
und „im Kampf gegen Kriminalität und illegale 
Einwanderung“ die Grenzen kontrollieren. Da-
mit wenden sie sich nach einhelliger Meinung 
aller Parteien im Landtag gegen wesentliche 
europäische Werte. In der Debatte wollten die 
einen den europäischen Gedanken stärker in 
den Mittelpunkt stellen, die anderen betonten 
dagegen stärker ihre Ablehnung gegenüber der 
rechtspopulistischen SVP. Am Ende wurde ein 
Antrag, der das dänische Vorhaben verurteilt, 
einstimmig angenommen.

Foto: Thommy-Weiss@pixelio.de

Abschiebungsstopp nach Syrien oder 
Aufkündigung des Rückübernahme-
abkommens?

Foto: Renate Tröße@pixelio.de

Heinz-Werner Jezewski, 
Flüchtlingspolitischer Sprecher

Die Grünen haben einen Antrag gestellt, in dem 
ein Abschiebungsstopp nach Syrien gefordert 
wird. Wir möchten darüber hinausgehen. 
DIE LINKE hält bereits das Rückübernahmeab-
kommen der Bundesrepublik Deutschland mit 
Syrien für falsch. Aufgrund dieses Abkommens 
sind bundesweit schon heute 160 Menschen für 
eine Abschiebung in diesem Jahr vorgemerkt. 

In Schleswig-Holstein leben 133 nach Syrien 
ausreisepfl ichtige Menschen, davon 100 bereits 
seit mehr als 6 Jahren. Für diese Menschen 
fordern wir in unserem Antrag eine wirksame 
Bleiberechtsregelung. Darüber verliert der 
Grünen-Antrag leider kein Wort. Doch wie zu 
erwarten war, wurden beide Anträge von CDU 
und FDP abgelehnt.

Foto: Cosmo pro le ta ri an So li da ri ty

Es vergeht bis zum Ausstieg keine Landtagssit-
zung ohne die Gefährlichkeit der Nutzung von 
nuklearer Energie bzw. Atomkraftwerken zu 
behandeln. So war es auch dieses Mal. 
Ein Antrag, der unter anderem auf die Auf-
kündigung des EURATOM-Vertrages und seine 
Änderung bis  Laufzeitende vorsieht, wurde 
von der Fraktion DIE LINKE sowie den anderen 
Oppositionsparteien begrüßt. Dabei soll die 
Änderung die Verpfl ichtung zum Atomausstieg 
und die Umwidmung der EU-Mittel zur Förde-

rung der Ausstiegsszenarien beeinhalten.
Ranka Prante, Fraktionsvorsitzende und ener-
giepolitische Sprecherin führte in ihrer Rede 
deutlich aus, dass der EURATOM-Vertrag einzig 

und allein die europäische Nuklearindustrie 
fördere. Sie machte deutlich, welch undemo-
kratisches Instrument der EURATOM- Vertrag 
sei, der zwar von den Bürgerinnen und Bürger 
fi nanziert werde, diesen aber keinerlei demo-
kratischer Kontrolle durch das Europäische 
Parlament zubillige. Sie forderte ein sofortiges, 
politisches Moratorium der EU- Atomenergie-
förderung, den Ausstieg aus dem EURATOM-
Vertrag und ein europaweites Ausstiegs-
szenario. „Wir müssen endlich raus aus der 
Atomkraft und rein in eine erneuerbare und 
demokratische Energieversorgung“, so Prante. 
Wieder einmal zeigten sich die regierungstra-
genden Fraktionen unbelehrbar und lehnten 
den Antrag ab. Stattdessen wurde mit einer 
Stimme Mehrheit ein Antrag von Schwarz-Gelb 
beschlossen, der jegliche Kritik am EURATOM-
Vertrag vermissen ließ.

Ausstieg aus der Atomenergie - 
Erneuerbar, europaweit! 

Das Thema CCS schlug in den letzten Wochen 
bundesweit hohe Wellen. So war es auch nicht 
verwunderlich, dass der CCS-Gesetzesentwurf 
der Bundesregierung auch im Kieler Landtag 
thematisiert wurde. 
Die Linksfraktion hatte zu dem Antrag von 
Bündnis90/ Die Grünen, der die Landesregie-
rung schlicht auff orderte, die Zustimmung zum 
CCS-Gesetz im Bundesrat zu verweigern, einen 
Änderungsantrag eingereicht, der die Auff orde-
rung enthielt, sich für ein bundesweites Verbot 
von CCS auf Grundlage des Artikels 4 der CCS-
EU-Richtlinie einzusetzen. 
Ranka Prante, die energiepolitische Sprecherin, 
begründete dies nicht nur mit der Gefährlich-
keit von der Abscheidung und der unterirdi-
schen Verpressung von CCS für die Bevölke-
rung. Sie wies deutlich darauf hin, dass CCS 
auch die Planung, den Bau und den Bestand 
weiterer Kohlekraftwerke legitimiere und 
damit energiepolitisch als Trojanisches Pferd 
anzusehen sei. 
Weiterhin verurteilte sie die Landesregierung 
dafür, den bestehenden CCS-Gesetzesentwurf 
samt unzureichender Länderklausel als Sieg 
gefeiert zu haben, da auch dieser keine Sicher-
heit bringe, weil er eine Rechtssicherheit für 
den Ausschluss von CCS in einzelnen Bun-
desländern nie vorsah. Dies hatte einen Tag 

zuvor auch ein Gutachten des 
wissenschaftlichen Dienstes 
des Bundestages ergeben. 
Zusammen mit den anderen 
Oppositionsparteien konnte 
DIE LINKE deutlich machen, 
dass das Versprechen der Lan-
desregierung sich auf Bundes-
ebene gegen CCS in Schleswig-
Holstein stark zu machen, 
nichts als heiße Luft ist und 
die Länderklausel „nicht das 
Papier wert sei, auf dem sie 
geschrieben steht“. 
Leider wurden beide Anträge 
von den regierungstragenden 
Parteien abgeschmettert. Auch die Grünen 
stimmten dem Antrag nicht zu. Schwarz-Gelb 
konnte mal wieder mit einer Stimme Mehrheit 
ihren eigenen Antrag zu diesem Thema, der vor 
Selbstbeweihräucherung und Unbelehrbarkeit 
nur so strotzte und u.a. die Bemühungen der 
Landesregierung zum CCS-Gesetzesentwurf 
lobt, durchdrücken. 
Dass CCS den Föderalismus nicht kennt und 
nicht vor Ländergrenzen halt macht, haben sie 
wohl, zum Wohle der CCS-Lobby und zu Lasten 
der Bevölkerung, immer noch nicht verstan-
den.

CCS-Technologie - Verhalten 
der Landesregierung 

„Herr Magnussen 
(CDU), ich möchte gern 
noch einmal auf Ihren 
Redebeitrag eingehen: 

Atomkraft ist gut für 
Arbeitsplätze? Sie 

wissen, dass die vier 
großen Energiekonzerne 
in den letzten Jahren zig 
Tausende Arbeitsplätze 
abgeschaff t haben und 

dass im Bereich der 
erneuerbaren Energien 

mittlerweile 340.000 
Menschen in Arbeit 
sind. Es wird davon 

ausgegangen, dass dem-
nächst die Grenze von 

500.000 Arbeitsplätzen 
erreicht wird. Ich weiß 

nicht, warum sie dieses 
Ammenmärchen erzäh-

len.“
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Ranka Prante, 
Energiepolitische Sprecherin
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Die Linksfraktion hatte das Treff en mit der Vor-
sitzenden des schleswig-holsteinischen Hebam-
menverbandes und den Streik der Hebammen 
am 05. Mai 2011 zum Anlass genommen, einen 
Antrag in die Plenarsitzung zu bringen, der 
noch einmal die Situation der Hebammen und 
Geburtshelfer aufmerksam machen sollte. Sie 
forderte die Landesregierung auf, einen Run-
den Tisch mit allen Beteiligten zu initiieren, um 
Lösungswege zu entwickeln, die Einkommenssi-
tuation dieses Berufsstandes verbessern und die 
Versorgung durch Hebammen und Geburtshelfer 
sicherstellen. Des weiteren wurde die Landes-
regierung aufgefordert, sich für die Umsetzung 
gefundener Lösungswege auf Bundesebene 
einzusetzen. In der Plenardebatte hob die Frakti-
onsvorsitzende und frauenpolitische Sprecherin 
der Linksfraktion Ranka Prante deutlich hervor, 
dass nur eine angemessene Entlohnung der 
Hebammen zu der Sicherung einer fl ächende-
ckenden Versorgung, insbesondere im ländlichen 
Raum des Landes führen kann. 
Sie enttarnte das Vorgehen der regierungstragen-

den Fraktionen, die kurz zuvor noch einen Ände-
rungsantrag eingereicht hatten, als Täuschungs-
manöver. Denn noch im Juni 2010 hatte die 
Landesregierung in der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage der LINKEN jegliche Unterstützung 
der Hebammen von staatlicher Seite abgelehnt. 
Unterstützt wurden wir vom SSW und Bünd-
nis/Die Grünen, die dem Antrag der LINKEN 
zustimmten. Auch 
einem Antrag der 
Grünen zu diesem 
Thema wurde 
von unserer 
Seite zugestimmt, 
da auch dieser 
gute Handlungs-
möglichkeiten 
aufzeigte. Leider 
scheiterten diese 
beiden Anträge 
an der Mehrheit 
von Schwarz-
Gelb. 

Hebammen fordern bessere Arbeitsbedingungen
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Betreuungsgeld ist Ablasshandel auf Kosten der 
Chancengleichheit für Kinder!

Bis zum Jahr 2013 müssen für 35 Prozent aller 
Kinder unter drei Jahren Betreuungsplätze 
geschaff en werden. Zur Erfüllung dieser Quote 
fehlen in Schleswig-Holstein zurzeit noch 9.000 
Krippenplätze.
Gegen die Einführung eines so genannten 
Betreuungsgeldes für Eltern, die ihre Kinder 
unter drei Jahren nicht in Einrichtungen 
betreuen lassen wollen oder können, hatte sich 
schon die Bundestagsfraktion der LINKEN klar 
und eindeutig positioniert. 
In der Mai- Sitzung des Kieler Landtages lag 
nun ein Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vor, der nochmals eine Bundesratsini-
tiative verlangte, um die geplante Einführung 
des Betreuungsgeldes ab 2013 aufzuhalten. 
Die  geschätzten zwei Milliarden Euro jährliche 
Kosten sollen in den Ausbau der Kinderbetreu-
ungsinfrastruktur in den Kommunen inves-
tiert werden. DIE LINKE hat diesen Antrag im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag unterstützt. 

Zur Begründung 
erklärte Antje Jan-
sen als sozialpoli-
tische Sprecherin 
der Fraktion in 
ihrer Rede: 
»Mit dem geplan-
ten Betreuungs-
geld in Höhe von 
150 Euro monat-
lich ab 2013 setzt 
der Staat einen 
Anreiz dafür, dass 
Eltern ihre unter 

dreijährigen Kinder zuhause betreuen. 
Damit werden einkommensschwache Familien 
dazu verführt ihre Kinder nicht in einer KiTa 
anzumelden, damit sie Betreuungsgeld an-
rechnungsfrei zusätzlich zu Hartz IV oder zum 
Minijob erhalten. Indem die Bundesregierung 
den Armen den Kitaplatz abkauft, werden die 
Integration der Kinder und ein gemeinsames 
Lernen, was zur Chancengleichheit führen 
könnte, von Anfang an unmöglich gemacht.«
Die schwarz-gelbe Landesregierung hatte sich 
unter Hinweis auf den gerade erschienenen 
„Zweiten Zwischenbericht zur Evaluation 
des Kinderförderungsgesetzes“ der Bundes-
regierung zweckoptimistisch gezeigt und die 
Erfüllung der Betreuungsquote von 35 Prozent 
für erreichbar erklärt. 
Im Einklang mit den deutlichen Warnungen 
von sozialen Trägerverbänden und Kommunen 
machte Antje Jansen in ihrer Rede deutlich, 
dass die Aussagen der Landesregierung zur 
Erreichbarkeit des Ziels für sich genommen 
wertlos sind: 
»Das tatsächliche Erreichen der Quote bleibt 
vor dem Hintergrund der Finanznot der Kom-
munen ein Kraftakt. Das gilt insbesondere für 
die Plätze, die für die Vereinbarkeit von Kin-
dererziehung und Erwerbstätigkeit am wich-
tigsten sind: Plätze in Ganztagseinrichtungen, 
also Plätze mit fl exiblem Betreuungsangebot.
Anstatt mit dem Betreuungsgeld den Bedarf 
an Kinderbetreuungsplätzen künstlich zu 
verkleinern, wäre dieses Geld als Hilfe für die 
Kommunen beim Ausbau und insbesondere 
beim Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtun-
gen sinnvoll eingesetzt.«

„Das Betreuungsgeld ist 
kein Anreiz zu arbeiten, 
und es ist erst recht 
nicht gut für die Verein-
barkeit von Familie und 
Beruf. Es ist ein Griff  in 
die Mottenkiste. Das Be-
treuungsgeld verfestigt 
überholte Rollenbilder, 
weil es doch zumeist 
Frauen sein werden, 
die zuhause bleiben. 
[...] Wir denken, das ist 
ein Rollenbild der 50-er 
und 60-er Jahre. [...] Wir 
wollen nicht mehr, dass 
Frauen hinter dem Herd 
stehen.“
(Antje Jansen, DIE 
LINKE)

Foto: Heike Berse@pixelio.de
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Übernahme des IFM GEOMAR in 
die Helmholtz-Gemeinschaft
DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Land-
tag hält die Übernahme des IFM GEOMAR in 
die Helmholtz-Gemeinschaft für eine Mogel-
packung. Durch die Übernahme sollte der 
Landeshaushalt um 25 Millionen Euro entlastet 
werden. Nach aktuellen Berechnungen geht 
man nur noch von 13-17 Millionen Euro aus. 
Hinzu kommt, dass das IFM GEOMAR bisher 
hervorragende Arbeit als Leibnitz Institut ge-
leistet hat. Klar ist, das IFM GEOMAR wird zur 
fi nanzpolitischen Verschiebemasse degradiert, 
Forschungs- und wissenschaftsrelevante Argu-
mente treten damit in den Hintergrund. Das 
Argument des Ministers de Jager, die Meeres-
forschung stärken zu wollen, ist deshalb mehr 
als unglaubwürdig. 

Björn Thoroe, hochschulpolitischer Sprecher 
der Fraktion, erwähnte in seiner Rede die mit 
der Übernahme verbundenen Probleme:
„Mit dem Übergang des IFM GEOMAR in die 

Helmholtz-Gemeinschaft fällt die Möglichkeit 
Drittmittel aus DFG einzuwerben wahrschein-
lich weg. Die fehlenden Mittel sollen direkt 
vom Land in den Haushalt des IFM eingestellt 
werden. Das fi nden wir bedenklich. 
DIE LINKE fordert: Die Unabhängigkeit der 
Forschung muss gewährleistet sein. Wenn 
Programmforschung zur Regel wird, ist es nur 
eine Frage der Zeit, bis die Meeresforschung 
ihr bundesweites Ansehen ähnlich wie die 
Uni Lübeck einbüßt. Es wird immer schwerer 
werden, renommierte Wissenschaftler und 
Wissenschaftlerinnen für Schleswig-Holstein zu 
begeistern. Im Gegenteil, die Kompetenzabwan-
derung hat leider schon begonnen“, so Thoroe.
Außerdem ging er auf den noch immer nicht 
gesicherten Hochschulstandort Lübeck ein. 
Die Diskussion um die Schließung hatte letztes 
Jahr für Großdemonstrationen vor dem Landtag 
gesorgt: „Noch immer haben wir kein klares 
Bekenntnis der Landesregierung zum Medizin-
standort Lübeck. Wenn weiterhin Chaos und 
Verunsicherung geschürt werden sollen, dann 
ist das der richtige Weg. DIE LINKE fordert 
stattdessen, Anreize zu schaff en, um den 
Forschungsstandort attraktiver zu machen. DIE 
LINKE wird sich weiterhin für eine ausfi nan-
zierte unabhängige Wissenschaft einsetzen.“

Björn Thoroe, 
Hochschulpolitischer Sprecher

Schleswig-Holstein: Daddelhalle der Republik?
Einmal mehr diskutierte der Landtag über 
das geplante Glücksspielgesetz. Dieses ist von 
den Fraktionen von CDU und FDP eingereicht 
worden. Parallel zur Debatte versucht die Lan-
desregierung die anderen Bundesländer unter 
Druck zu setzen. Denn zwischen den Landesre-
gierungen wird gerade der Glücksspielstaats-
vertrag neu verhandelt, der das Glücksspiel 
bundesweit einheitlich regelt.
Durch das Vorpreschen Schleswig-Holsteins 
wird ein gemeinsames Agieren der Bundeslän-
der torpediert. Ziel von CDU und FDP: 
Weitgehende Liberalisierung des Glücksspiels. 
CDU und FDP hoff en, dass Wettanbieter, die 
bisher aus dem europäischen Ausland in 
Deutschland illegales Glücksspiel über das 
Internet anbieten, sich im Land zwischen den 
Meeren niederlassen, wenn es eine entspre-
chende gesetzliche Regelung auf Landesebene 
gibt.

Dann könnten Anbieter von Schleswig-Holstein 
aus das Glücksspiel (zum Beispiel online-Poker 
oder Sportwetten) im Internet anbieten. Die 
Steuern für dieses Glücksspiel bleiben dann im 
Land, auch wenn der Spieler in München sitzt. 
Verständlicher Weise sind die anderen Bundes-
länder darüber nicht erfreut. 
CDU und FDP nehmen auch in Kauf, dass 
durch eine Legalisierung das Glücksspielange-
bot wächst. Aus der Sicht der Suchtprävention 

ist dies eine sehr proble-
matische Entwicklung. 
Schon jetzt sind 0,9 
Prozent der Menschen 
in Schleswig-Holstein 
glücksspielsüchtig. Die 
Liberalisierung in Aust-
ralien hat dort zu einem 
Anstieg der Glücksspiel-
sucht auf 2 Prozent der 
Bevölkerung geführt.

DIE LNKE fordert des-
halb die Beibehaltung 
des Glücksspielmonopols 
beim Staat. Gemeinsam mit den anderen Bun-
desländern sollten die Schwächen des jetzigen 
Entwurfes des Glücksspielstaatsvertrages be-
seitigt werden. Beispielsweise lehnt DIE LINKE 
Internetsperren kategorisch ab. 
Unabhängig davon forderte Uli Schippels für 
DIE LINKE stärkere gesetzliche Regelungen für 
sogenannte „Geldspielautomaten“ in Gaststät-
ten und Spielhallen. Es sei absurd, dass diese 
Daddelautomaten nicht unter das Glücksspiel 
fallen (sie gelten als Unterhaltungsspiel), 
obwohl sie nachgewiesener Weise das höchste 
Suchtpotential haben.
Uli Schippels forderte eine gesetzliche Rege-
lung analog des Gesetzes der rot-roten Landes-
regierung in Berlin.

Foto: weisserstier@pixelio.de

„Herrr de Jager, es 
reicht Ihnen nicht, 
zum schlechtesten 

Wissenschaftsminister 
Deutschlands gewählt 

worden zu sein. Sie 
möchten off enbar 

zeigen, dass sie den 
Titel auch verteidigen 

können.“

(Björn Thoroe)
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Geld regiert die Welt
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In zwei aufeinanderfolgenden Tagesordnungs-
punkten diskutierte der Landtag die finanzielle 
Situation des Landes:
In der aktuellen Stunde wurde die neueste 
Steuerschätzung diskutiert, die für Schleswig-
Holstein höhere Steuereinnahmen verspricht. 
Danach diskutierte der Landtag über die „Kür-
zungsbemühungen“ der Landesregierung zur 
Haushaltskonsolidierung.
Die aktuelle Steuerschätzung verheißt dem 
Land Mehreinnahmen von 440 Millionen Euro 
in 2011 und 560 Millionen Euro in 2012, jeweils 
gemessen an der Steuerschätzung im Mai 2010. 
Die letztgenannte Steuerschätzung war Grundla-
ge für den Kürzungshaushalt, den die Landesre-
gierung gegen den Widerstand der Betroffenen 
im letzten Dezember durch das Parlament 
gepeitscht hat.
Zusätzlich zu den prognostizierten Mehreinah-
men hat der Haushaltsabschluss 2010 gezeigt, 
dass auch dort Mehreinnahmen in Höhe von 
290 Millionen Euro erreicht werden konnten. 
Zudem sanken die Ausgaben um 147 Millionen 
Euro auf Grund der geringen Zinsen, die das 
Land für die jetzigen Schulden zu zahlen hat.
Summa summarum hat der Finanzminister 
insgesamt ca. 1,5 Milliarden Euro zusätzlich zur 
Verfügung. Diese möchte die Landesregierung 
fast ausschließlich zur Senkung der Neuver-
schuldung des Landes einsetzen. DIE LINKE kri-
tisiert, dass diese Politik erstens den Haushalt 
nicht nachhaltig konsolidiert und zweitens die 
Abwärtsspirale im Land beschleunigt.
Die Reduzierung der Neuverschuldung würde 
das Land beim jetzigen Zinssatz gerade einmal 
um 45 Millionen Euro pro Jahr entlasten. 
Würde das Geld z.B. zur Realisierung des 

Masterplanes am UKSH (Sanierung der Gebäu-
de zur Verbesserung der Abläufe) verwendet, 
hätte das Land nicht nur ein wirklich großes 
Problem gelöst, durch die zusätzlichen Bauin-
vestitionen würden langfristig auch weit mehr 
Geld in den Landeshaushalt zurückgespült 
werden. Darüber hinaus könnte ein Teil der 
Steuermehreinnahmen benutzt werden, um 
dauerhaft drei beitragsfreie KiTa-Jahre zu finan-
zieren und die Kürzungen beim Blindengeld 
wieder zurückzunehmen. 
Bei der Debatte um die „Kürzungsbemühungen“ 
der Landesregierung zeigte sich anhand des 
Zahlenmaterials wieder einmal mehr, dass die 
Landesregierung kein realistisches Konzept zur 
Haushaltskonsolidierung hat. Selbst der Lan-
desrechnungshof kritisiert dies. Einmal mehr 
fragte Uli Schippels, wie es denn sein könne, 
dass die anderen Landtagsfraktionen eine so-
genannte „Schuldenbremse“ in die Verfassung 
schreiben, obwohl sie genau wissen, dass sie 
diese ohne Hilfe vom Bund niemals einhalten 
können. Auch dieses Mal blieben die anderen 
Fraktionen eine Antwort schuldig. 

DIE LINKE verlangt, die Idee eines Altschulden-
tilgungsfonds für Bund, Land und Kommunen 
energisch zu verfolgen. Durch die Auslagerung 
der jetzigen Schulden des Landes in Höhe von 
gut 25 Milliarden Euro hätte das Land einen 
ausgeglichenen Haushalt. Der Altschuldenfond 
müsse von denen bezahlt werden, die von der 
hohen Verschuldung der öffentlichen Haushalte 
profitieren. Denn der anwachsende Reichtum in 
den Händen immer weniger Menschen ist letzt-
lich die andere Seite der Medaille der ansteigen-
den Verschuldung der öffentlichen Hand.

Uli Schippels, 
Finanzpolitischer Sprecher

Uli Schippels zur 
Schuldenbremse:

„Oder verfahren Sie 
nach dem Motto: Wir 
hatten in letzter Zeit 
fast ausschließlich 
verfassungswidrige 
Haushalte, da macht es 
auch nicht, wenn wir 
so etwas Unerfüllba-
res in die Verfassung 
hineinschreiben?“

In der Antwort der Landesregierung auf eine 
Große Anfrage der SPD offenbarte sich erneut, 
was DIE LINKE Landtagsfraktion immer wieder 
kritisiert: Die strukturelle Benachteiligung der 
Gemeinschaftsschulen unseres Landes.
„Die Verständigung zwischen unterschiedlichen 
Kulturen durch das Erlernen verschiedener 
Sprachen ist aus Sicht der LINKEN unbedingt 
zu fördern. Bilinguale Angebote müssen ausge-
weitet werden. Dass es diese Form der Fremd-
sprachenvermittlung bisher überhaupt nur an 
Gymnasien gibt, zeigt einmal mehr die Benach-
teiligung anderer Schularten, egal ob es um die 
Anzahl der Sprachangebote, um Schulreisen 
oder um Klassenfahrten geht. Wir fordern des-
halb eine umfassende Ausweitung bilingualer 
Angebote und zwar für alle Schulen und alle 
Lernenden gleichermaßen. Wir brauchen gut 
ausgebildetes Fachpersonal mit umfassenden 
Spracherfahrungen. 
Ebenso muss das Angebot in den Kindertages-
stätten in Schleswig-Holstein ausgebaut wer-
den“, so Ellen Streitbörger, bildungspolitische 
Sprecherin der Landtagsfraktion.

„Die Möglichkeit auf ein friedliches und solida-
risches Miteinander wächst mit dem Kultur-
dialog, der eng mit der Fremdsprachenpädago-
gik in unseren Schulen verwoben sein muss. 
Und so ist es auch kein Zufall, dass die Mittei-
lung der Europäischen Kommission zur ‚Mehr-
sprachigkeit: Trumpfkarte Europas, aber auch 
gemeinsame Verpflichtung‘ wichtige Ansätze 
formuliert, um das Bewusstsein für den Wert 
der Sprachenvielfalt und die davon ausgehen-
den Chancen zu schärfen. 
DIE LINKE fordert deshalb auch für Schleswig-
Holstein die Umsetzung des Ziels: Kommunika-
tion in der Muttersprache und in zwei weiteren 
Sprachen“, so Streitbörger abschließend.

Vermittlung von Fremdsprachen 
in Schleswig-Holstein

Ellen Streitbörger,
Bildungspolitische Sprecherin

Ellen Streitbörger:

„Wenn in lediglich 15 
Tagesstätten im ganzen 
Land regelmäßig nach 
der Immersionsmetho-
de Begegnungen mit 
der englischen Sprache 
stattfinden, dann kann 
ich nur feststellen, 
dasss das viel zu wenig 
ist.“
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DIE LINKE thematisiert fehlende Ausbildungsplätze 
und ausbeuterische Ausbildungsbedingungen
Der Ausbildungsreport der DGB-Jugend und 
eine große Anfrage der LINKEN brachten kata-
strophale Ausbildungsbedingungen in Schles-
wig-Holstein ans Tageslicht. Vor allem im Hotel-
und Gaststättengewerbe müssen Unmengen an 
unbezahlten Überstunden geleistet werden, der 
Lohn liegt bei 89% der Azubis unter 500 Euro 
und die Quote der abgebrochenen Ausbildun-
gen liegt bei rund 40%. Von 6 Jugendlichen, die 
eine Ausbildung als Koch beginnen erreicht 
nur eine/r eine feste Anstellung. Viele junge 
Menschen werden regelrecht verheizt.
Zudem fehlen in Schleswig-Holstein Ausbil-
dungsplätze. Jugendliche mit niedrigeren Schul-
abschlüssen haben es noch immer sehr schwer 
einen Ausbildungsplatz zu finden. Nur 5% der 
Hauptschulabsolventinnen und –absolventen 
finden ohne Zwischenstation eine Ausbildung. 
Um alle Altbewerberinnen und Altbewerber zu 
versorgen und allen eine gewisse Auswahl zu 
geben, müssten in Schleswig-Holstein einmalig 
40.000 Ausbildungsplätze angeboten werden. 
Dass es auf Grund des demographischen Wan-
dels nicht mehr genügend ausbildungswillige 
Jugendliche geben würde, ist ein Märchen.
Die Regierungsfraktionen taten die Ergebnisse 
als Einzelfälle ab und weigerten sich die Fakten 
zur Kenntnis zu nehmen. SPD und GRÜNE 
sahen zwar ein Problem wollten sich aber nicht 
klar auf die Seite der Auszubildenden stellen. 

Nur DIE LINKE stellte klare Forderungen auf:
• Die Landesregierung muss ihre Rechtsauf-

sicht wahrnehmen und die Ausbildungs-
bedingungen in Schleswig-Holstein stärker 
kontrollieren!

• Es muss eine unabhängige Schlichtungs-
stelle geben, an die Jugendliche sich bei 
Problemen wenden können!

• Wer nicht ausbildet, muss zahlen! Eine 
Ausbildungsplatzumlage muss her!

• In die Landesverfassung gehört ein Recht 
auf Ausbildung!

Björn Thoroe sagte in seiner Rede dazu: 
„Die Landesregierung sieht nur, was sie sehen 
will. Die Landesregierung handelt unverant-
wortlich gegenüber betroffenen Jugendlichen 
und unverantwortlich gegenüber dem Land 
Schleswig-Holstein.“ Außerdem ging er auf 
Bestrebungen ein, den Jugendarbeitsschutz zu 
lockern: „Unter 18-jährige länger als bis 22 Uhr 
arbeiten zu lassen lehnt DIE LINKE ab. 
Die Begründungen der Landesregierung dafür 
sind fadenscheinig. Mehrgängige Bankette 
finden nicht nur abends, sondern gerade am 
Wochenende auch tagsüber statt. Auch Kas-
senabschlüsse finden nicht nur nach 22 Uhr, 
sondern nach jeder Schicht statt. Es geht der 
Landesregierung allein um bessere Ausbeu-
tungsbedingungen von Minderjährigen.“ 

„Als Konsequenz dieser 
Zustände hat der DGB 

Jugendliche nun vor 
einer Ausbildung im 

Bereich des Hotel- und 
Gaststättengewerbes 

ausdrücklich gewarnt. 
Das ist für Schleswig-

Holstein, ein Land das 
von der Tourismus-

branche lebt, eine 
Katastrophe. Uner-

klärlich bleibt mir und 
meiner Fraktion, dass 
die Landesregierung 

sich weigert, die Situ-
ation zur Kenntnis zu 

nehmen.“

(Björn Thoroe, DIE 
LINKE)

      ++++Veranstaltungshinweis+++++Veranstaltungshinweis+++++Veranstaltungshinweis++++

Ein SeniorInnenmitwirkungsgesetz für Schleswig-Holstein!
Am 14.06.2011 ab 18:00 Uhr im Casino des Landeshauses 
wird die Fraktion DIE LINKE ihre Gesetzesinitiative vorstellen und diskutieren.
Zusätzlich eingeladen haben wir zu diesem Thema Vertreter der Landesarbeits-
gemeinschaft »Netzwerk 50 plus« in der LINKEN sowie Irene Müller, die Sprecherin für 
Sozial- und Behindertenpolitik der Fraktion DIE LINKE im Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern, die von ihren Erfahrungen mit der Einführung und bisherigen Umsetzung 
des SeniorInnenmitwirkungsgesetzes in Mecklenburg-Vorpommern berichten wird.


